
Bunde35023algericht

Im Namen des Volkes

A&.=-..ZBALA£.ZZ& Urteil

in dem Rechtssheü

Verkündet am

19? März 1974

Klägerin und Revisionsklägerin‚

Prozeßbevollmächtigte:

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 19° März 1974 durch den

Vorsitzenden Richter Dr„ B r o c k e ,
die Richter

Dr„ H e u B n e r und Dr° G a g e l und die

ehrenamtlichen Richter Dr; F r i t z e<m e y e r
und L e n z für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird daS Urteil des
Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

25° Mai 1972 aufgehoben°

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entschei-

dung an das Landessozialgericht zurückverwiesen°
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Die Parteien streiten über die Gewährung von Schlechtwetter—

geld (SWG) für drei Fahrer von Transportbeton°

Die Klägerin ist ein Bauunternehmen° Gemeinsam mit einem

\anderen Bauunternehmen, der Firma W H N „, in

L
4 ‘

’, gründete sie die Firma T ' 7w-
‚

GmbH& Co° KG mit dem Sitz in B ' „ Dieses Unternehmen
stellt fast ausschließlich Transportbeton-für den Bedarf der

beiden Gesellschafterfirmen her° Beide Gesellschafter sind an
dem Transportbetonuerk zu gleichen Teilen beteiligt° Die

kaufmännische und technische Leitung des Transportbetonwerkes

obliegt dem Mitgesellschafter der Klägerin F M ° Die

anfallenden Buchhaltungs- und Verwaltungsarbeiten werden im
Büro der Klägerin erledigt° Die für die Herstellung und den

Transport benötigten Arbeitnehmer werden von den beiden Bau—

firmen gestellt, und zwar von der Klägerin die Fahrer D:

N und J „, deren Anspruch auf SWGstreitig ist, von
der Firma H f nach Angaben der Klägerin - ein Fachar-u

beit.er° Die von diesen Arbeitnehmern geleisteten Arbeits—

stunden werden dem Transbortbetonwerk
von den Gesellschafter—

firmen in Rechnung gestellt, während demgegenüber der gelie-

ferte Beton den Gesellschaftern nach Angaben der Klägerin

nur in Höhe der Unkosten und.ohne Gewinnspanne berechnet wird°

Zum Abschluß des Jahres erStellt die Firma T:

W GmbH& Co" KG eine eigene Gewinne und Verlust—
rechnung°

Die Klägerin beantragte in eigenem Namen SWG für die drei
Fahrer° Das Arbeitsamt wies die Anträge ab° Widerspruch‚ Kla—

ge und Berufung hatten keinen Erfolg (Urteil des Sozialgerichts

—SG—Dortmund
vom 21„ Juli 4970; Urteil des Landessozialge—

richts —LSG—Nordrhein—Westfalen vom 25° Mai 4972)„ Das LSG
hat das Transportbetonwerk als eigenständigen Betrieb ange—
sehen, der nicht der SWG—Regelung unterliege°
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Mit der zugelassenen Revision rügt die Klägerin zunächst

die unrichtige Besetzung des Berufungsgerichts und bringt

hierzu vor: Der im Jahre'1971 als Berichterstatter bestell—

te Richter am LSG Dr; w habe, obwohl er dem Senat auch
im

Jahre 1972 angehört habe, bei der Entscheidung vom *

25 Mai 1972 nicht mitgewirkt° — In der Sache rügt die Klä—

gerin, das LSG habe den Geltungsbereioh des Bundes1ahmen—

tarifvertrages Bau (BRTV Bau), auf den es für die SWG—
Re—

gelung ankomme, fehlerhaft abgegrenzt Nach Nr Ed der Pro—

tokollnotiz zumBRTVBau vom21. Juni 1965 i.d.‚F„ vom
6. September 1965 seien loäiglich_Betriebe au5gesohlossen,

die Betonmischungen gewerb$mäßig herstellen und vertrei—

ben° Hierunter falle das Betonwerk nicht, da es eine un—_
selbständige Betriebsabteilung der Klägerin sei und nur in

geringfügigem Umfang für den Markt produziere°

Die Klägerin beantragt,

1" das Urteil des LSG vom 25 Mai 1972 und das

Urteil des SG vom 21° Juli 1970 aufzuheben,

2; die Bescheide der Beklagten vom 5° März 1969,
254 März 1969 und 290 April 1969, alle in

der Gestalt des Widerspruchsbesoheides vom

5° Oktober 1969 aufzuheben,

5° die Beklagte zuÜverurteilen, für die Arbeit—
' nehmer Dr ' und J ' SWGfür die Aus—

falltage in der Zeit vom 1° November 1968
bis 16° Februar 1969 und für den Arbeitnehmer

N bis 28, Februar 1969 zuzahlen°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurüékzuweisen°

Sie ist der Auffassung, daß es sich bei dem Transportbeton—

werk um einen selbständigen Betrieb handele, der keine bau—

lichen Leistungen erbringe und deshalb nicht in die SWG—Re—

gelung einbezogen sei° Selbst wenn man aber das TransPort-

betonwerk als unselbständige Betriebsabteilung ansehen

_'4
_
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wolle, so sei doch der witterungsbedingte Arbeitsausfall

nicht im Betonwerk, sondern auf den Baustellen entstanden°

Für das Betonwerk habe dieser Arbeitsausfall lediglich die

Bedeutung eines Absatzmangelso Die Betonproduktion selbst

sei durch die Witterung nicht ausgeschlossen gewesen.

II

Die Revision ist begründet und muß
zur Zurückverweisung

der Sache an das LSG führen°

Die Rüge der unrichtigen Besetzung des 16° Senats des LSG

bei seiner EntScheidung am 25, Mai 1972 greift nicht durch,

weil sie nicht innerhalb der Revisionsbegründungsfrist sub—.

stantiiert vorgetragen worden ist. Die Frage der unrichtigen

Besetzung des Gerichts ist nur auf Rüge eines Beteiligten zu

prüfen (BSG, Urteil vom 28° Juli 1961 - 8 RV 145/59 — BSGE

14, 298; BAGE 11, 276, 277; BGH JZ 1962, 544; Heußner, NJW_
1961, 1189ff)° Die somit notwendige Rüge ist zwar von der
Klägerin erhoben worden, jedoch fehlt es an der Substanti-

-ierung° Hierzu ist erforderlich, daß innerhalb der Revisions—

begründungsfrist — hier bis zum 9° Oktober 1972 — die Tat—
sachen und Beweismittel angegeben werden, aus denen sich der

Mangel ergibt (% 164 Abs° 2 Satz 2 des Sozialgerichtsge—j

setzes —SGG—)° In der Revisionsbegründungsschrift vom
26° September 1972 hat die Klägerin nur vorgebracht, daß

Dr? W ' im Jahre 1971 Berichterstatter war und 1972 bei

der angefochtenen Entscheidung des 16° Senats des—LSG nicht

mitgewirkt hat° Zur Substantiierung der Rüge einer unrich—
tigen Besetzung des 16O'Senats des LSG hätte die Klägerin
bis zum Ablauf der Revisionsbegründungsfrist zumindest noch

unter Angabe entsprechender Tatsachen und Beweismittel vor—
bringen müssen, daß eine im Jahre 1972 vom Vorsitzenden des

16° Senats des LSG getroffene Bestellung eines anderen Be—
richterstatters nicht den Vorschriften des SGG oder den in—

soweit entSprechend anzuwendenden Vorschriften des Gerichts—

verfassungsgesetzes entsprochen habe° Soweit die Klägerin in
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ihrem nach Ablauf der Revisionsbegründungsfrist eingegan+_

genen Schriftsatz vom 280 Februar 1975 hierzu weitere Aus—

führungen macht, können diese nicht mehr berücksichtigt

_werden„

In der Sache selbst geht das LSG zutreffend davon aus, daß

die betrieblichen Voraussetzungen für die Gewährung von
SWG (55 145d und e des Gesetzes über Arbeitsvermittluhg

und Arbeitslosenversicherung —AVAVG—) dann zu verneinen

sind, wenn es sich bei dem Transportbetonwerk um einen

selbständigen Betrieb handelt° Nach @145d Abs° 1 AVAVG
wird SWG nur in Betrieben des Baugewerbes gewährt° Der

Kreis der in Betracht kommenden Betriebe ist durch 5 2

der 8° Durchführungsverordnung (DVD) zum AVAVGvom 96 De—
zember 1959 (hier maßgeblich i„d„F° der 5° Verordnung

zur Änderung und Ergänzung der 8° DVOvom 18° Oktober
1965— BGBl I 1651) näher bestimmt° Danach ist die Gewäh—
rung

von SWG zulässig in Betrieben, die nach ihrer Zweck—'

.bestimmung und betrieblichen Einrichtung gewerblich Bauten

aller Art errichten oder sonstige bauliche Leistungen er—
bringen gnd in denen insbesondere Arbeiten der im einzel—

nen aufgeführten Arten ausgeführt werden° In dem Katalog

der Bauarbeiten ist auch das "Herstellen von Betonmischun—
gen" „„.„„"auch in selbständiger Teiltätigkeit" genannte
Diese Vorschrift stellt kumulativ zwei Voraussetzungen auf°

Es müssen gewerblich Bauten aller Art errichtet oder son—
stige bauliche Leistungen erbracht werden und es müssen
insbesondere Arbeiten der im einzelnen aufgeführten Art

verrichtet werden° Die Ausführung von Betonmischarbeiten,

wie im Katalog des 5 2 der 8° DVO z„ AVAVGbezeichnet,
reicht somit allein noch nicht aus, einem Betrieb den Cha—

rakter eines Baubetriebes zu geben° Der Betriebszweck

muß außerdem auf bauliche Leistungen ausgerichtet seine

Hieran fehlt es bei einem Transportbetonwerk° Unter bau—

lichen Leistungen sind, wie bereits das Bundesarbeitsgs-

richt (BAG) in seinem Urteil vom 50 Februar 1965 (AP Nr°

11 zu 5 4 TVG Geltungsbereich)— und im Anschluß hieran
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der-erkennende Senat (Urteil vom 160 Dezember 1971 -17 RAr

48/68 —SozRNro 1 zu @145d AVAVG) entschieden hat, nur Ar—
beiten zu verstehen, die am erdverbundenen Bau verrichtet

werdeno Bei der Herstellung und Anlieferung von Transport—

beton durch das TransPortbetonwerk handelt es sich nicht um

solche Arbeiten° Es fehlt dabei an den "baulichen Leistungen"
'im oben gekennzeichnetenßinne° Da weder festgestellt noch

vorgetragen werden ist, daß die Arbeitnehmer des Transport-

betonwerkes den an der Baustelle angelieferten Beton selbst

am Bau verarbeiten, ist davon auszugehen, daß durch den

Betrieb Transportbetonwerk zwar die Voraussetzungen für bau—

liche Leistungen im Sinne der 8° DVO z, AVAVGgeschaffen

werden, bauliche Leistungen in diesem Sinne von dem Betrieb

jedoch nicht erbracht werden°

Der Ausschluß von Betrieben, die ausschließlich oder überwie—
gend der Herstellung und Lieferung von Transportbeton dienen,

wird nicht etwa deshalb aufgehoben, weil Beton kein lager— .

fähiges Produkt ist, seine Herstellung stets auf spe2ielle

Anforderung für ein bestimmtes Bauvorhaben erfolgt und so-

mit die Produktion und Lieferung ebenfalls von der Witterung

an der Baustelle abhängig ist° Der Gesetzgeber — ebenso wie

der Verordnungsgeber - hat, obwohl dieses Problem hinlänglich

bekannt ist, bei der Frage der Einbeziehung oder Ausschließung

von Betrieben in die SWG—Regelung deutlich zwischen denjeni-

gen Betrieben unterschieden, die bauliche Leistungen erbrin-

gen und solchen, die hierfür Zulieferungen vornehmen, ohne

daß dabei zwischen Zulieferungen von Beton, anderen Baumate—

rialien oder sonstigen Gegenständen unterschieden wird° Die

letzteren Betriebe sind aber nicht in die SWG—Regelung einbe-

zogen werden° Im übrigen gehen die TarifvertragsParteien eben—

falls davon aus, daß die Herstellung und Anlieferung von
Transportbeton nicht zu den baulichen Leistungen gehört°

Wenn es in der Brotokollnotiz 6b vom 24°‚Jv1i 4965 zum BRTV

Bau heißt, daß die Herstellung von Betonmischungen als bau—

liche Leistung g3lt, sofern sie für den eigenen Bedarf er—
folgt, so handelt es sich dabei um eine Fiktion, die durch
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den Gebrauch des Wortes "gilt" verdeutlicht wird° Aus die—1

ser Fiktion folgt aber, daß nach den Vorstellungen der Ver—

tragsschließenden die Betonherstellung und Lieferung an

sich nicht zu den baulichen Leistungen zählt° Verstärkt
Awird dies durch den zweiten Satz der Protokollnotiz,'in_

der bestimmt wird, daß Betriebe ausgeschlossen sind9 die

Betonmischungen gewerbsmäßig herstellen'und vertreiben°

Durchdiese Fiktion der Protokollndtiz 6b wird dasTrans;
portbetonwerk nicht etwa entgegen dem Wortlaut des @ 445d

AVAVGund des 5 2 der 80 DVD z° AVAVGin die SWG—Regelung

einbezogen° Die Fiktion, daß die Herstellung von Beton—

mischungen für den eigenen Bedarf als bauliche Leistung

gilt, ist nicht Inhalt der 8° DVOz„ AVAVGgeworden„ Zwar
heißt es in der amtlichen Begründung (BAB1 65, 855)‚ es

habe sich bewährt, daß die gesetzliche SWG-Regelung auf

alle Betriebe des Baugewerbes angewendet werde, die vom
fachlichen Geltungsbereich der Tarife für die Bauwirtschaft'

erfaßt würden„Dahererhalte @2 der 8; BVGz„ AVAVGeine
neue Fassung, deren Nr° 4 weitgehend mit dem fachlichen

'Geltungsbereich der neuen tariflichen Regelung überein—

stimme° Diese Übereinstimmung solle es auch ermöglichen,

bei der Auslegung der Nr° 4 die Protokollnotizen_der Ta— ‚
rifparteien vom 24° Juni 4965 und 6" September 4965 mit
heranzuziehen° Diese Vorstellungen des Verordnungsgebers

können jedoch nicht dazu führen, daß Abgrenzungen der Ta-

rifvertragsparteien‚ die wie die Protokollnotiz 6b offen—

sichtlich nicht aus dem Begriff "bauliche Leistungen“ ab-

geleitet sind, sondern praktischen Bedürfnissen durch eine
eigenständige Regelung Rechnung tragen, zur Grundlage der

Auslegung des
Gesetzes/ägr‘Dvo

gemacht werden° Abgesehen -

von dem Wortlaut der 80 DVO z° AVAVG verbietet dies auch

die unterschiedliche Zweckbestimmung von DVO und Tarifver—
trag° Während es sich für den Tarifbereich insoweit nur

um eine Zuständigkeitsregelung handelt, betrifft die Regeä

lung des SWG die Abgrenzung des berechtigten Personen—

kreises°
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Aus allem folgt daher, daß das Transportbetonwerk dann nicht

zu den Betrieben im Sinne des @145di„v„m° der 80 DVDz„ AVAVG
zählt,.wenn

es sich dabei um einen selbständigen Betrieb
handelta’

Zu Unrecht geht jedoch das LSG davon aus, daß das Transport—

betonwerk nicht-als Betriebsteil eines die Firma M‘ KG

mitumfassenden Betriebes angesehen werden kann und hat des-

halb ungeprüft gelassen, ob Unter dieser Voraussetzung An—

sprüche auf SWGbegründet sein können„ Hierzu ist zunächst

darauf hinzuweisen, daß auch selbständige Bétriebsabteilungen

von Baubetrieben nicht anders zu behandeln sind als der Ge—

samtbetrieb° Weder @145d AVAVGnoch 5 2 Abs° 1 Nr° 1 der
8, DVG z; AVAVGsehen eine Differenzierung für Betriebsab—
‚teilungen vor° Das Gesetz enthält insoweit auch keine Lücke,

die durch entsprechende Anwendung des 5 129 Abs° 1 AVAVG,

der für das Kurzarbeitergeld Betriebsabteilungen den Betrie—
ben gleichstellt, ausgefüllt werden müßte, wie der erkennende
Senat in einer anderen Sache entschieden hat (BSG, Urteil

vom 19° März 1974 —7 RAr 6/71 —)„

Die Zugehörigkeit zu einem einheitlichen Betrieb ist, im Ge—

gensatz Zur Auffassung des LSG, nicht dadurch von vornherein

ausgeschlossen, daß das Betonwerk unter eigener Rechtspersön—

lichkeit errichtet worden ist° Das BAG hat bereits mehrfach

entschieden (BAG, Urteil vom 40 Juli 1957— 2 AZR 86/55 — AP

Nr, 4 zu'ä 24 KSchG;BAG,Urteil vom4„ Dezember1961- 4 ABR
9/60 —AP Nr° 1 zu 5 80 ArbGG; BAG, Urteil vom 21° Oktober
'4969

- 4 ABE8/69 - AP Nr„ 40 zu 5 5 BetrVG 4952), daß ein
Betrieb auch von zwei Unternehmen betrieben werden kann„

Diese Auffassung wird im Schrifttum geteilt (vglo Nikisch,

Arbeitsrecht, 5„Aufl° Bd, 1 SO 151; Hueck/Nipperdey, Lehrbuch
des Arbeitsrechts, '?„Aufl° Bd„ 1 SO 95f; und die Anmerkungen

zu den zitierten Urteilen des BAG aaO)o Ein Unternehmen ist

eine rechtlich—wirtschaftliche, der Betrieb eine technisch—

organisatorische Einheit° Die Merkmale eines Betriebes lie—

gen dement8prechend mehr im Bereich der tatsächlichen Gestal—

tung und nicht in der rechtlichen Ordnung der Eigentums- und
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Gewinnansprücheo Die Übernahme dieser Rechtsprechung kann

zwar nicht unbesehen erfolgen, weil der Betriebsbegriff am

Ziel der jeweiligen gesetzlichen Regelung auszurichten ist

(BSGE 54, 120, 122)„ Die enge Verbindung des SWG—Rechts

mit dem Tarifrecht und die Antragsbefugnis der Betriebs—

vertretung erlauben jedoch eine Anlehnung an die für diese

Bereiche des Arbeitsrechts entwickelten Kriterien°

Voraussetzung für die Annahme eines einheitlichen Betriebes

zweier Unternehmen ist allerdings in jedem Fall die Iden—

tität des Betriebsinhabers° Das bedeutet, beide beteiligten

Unternehmen müssen miteinander durch eine einheitliche '

'Inhaberschaft zu einem, beide Betriebskomplexe umfassenden

Betrieb verbunden sein° Diese Verbindung ist regelmäßig

darin zu sehen, daß sich beide Unternehmen über eine ein—

heitliche Leitung des gesamten Betriebes geeinigt haben

(vglo Hueck/Nipperdey aaO 8° 95 Fußnote 8)„ Die damit ver—
bundene Streitfrage, ob es sich hier um ein tatsächliches

Zusammenwirken oder um die stillschweigende Gründung einer

Gesellschaft bürgerlichen Rechts handelt, braucht hier

nicht entschieden zu werden„ Bedeutsam ist jedenfalls, daß

damit die einheitliche, vor allem technische Leitung des
Unternehmens zum wesentlichen Merkmal eines einheitlichen
Betriebes wird° Um diese Frage für den vorliegenden Fall

entscheiden zu können, reichen die Feststellungen des LSG

jedoch nicht
aus° Fest steht zwar, daß der Mitgesellschaf—

‘ter der Klägerin, F“ M „ das Betonwerk leitet° Un— V
klar ist demgegenüber, ob er auch den Baubetrieb der Klä—

gerin zumindest überwiegend technisch leitet°

Die gemeinsame technische Leitung reicht allerdings allein

nicht aus, die Einheitlichkeit des Betriebes zu sichern°

Es ist vielmehr auch anhand der übrigen Merkmale des Be—

triebsbegriffes festzustellen, wieweit hier eine Verflech—

tung vorliegt und abzuwägen, ob der Gesamtumfang der Ver—

flechtung die Zusammenfassung zu einem Betrieb rechtfertigt°

Neben der gemeinsamen technischen Leitung ist als verbin—

_ 10 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 40 _

dendes Elenent eine gemeinsame Zweckausrichtung beider Be—

triebsteile erforderlich (vgl° Hueck/Nipperdey aaO)° Auch

hierzu müssen noch Feststellungen getroffen werden° Fest

steht zwar, daß das Betonwerk den im Rahmen des Bauunterneh—

mens der Firma Nüsse KG benötigten Beton herstellt° Das

reicht allein jedoch nicht
aus„ Die erforderliche enge Zweck—

verbindung wäre aber dann gegeben, wenn sich erweist, daß

die Lieferung lediglich zum Selbstkostenpreis erfolgt und

der Gewinn aus der Betonherstellung erst im Rahmen der

Bautätigkeit erzielt wird und wenn außerdem der von der

Firma Ma ' KG abgenommene Anteil wenigstens annähernd die

Hälfte der gesamten Produktion umfaßt° Auch dann bleibt

noch ein wesentlicher Produktionsanteil, der anderen Zwek-

ken_dient° Diese Einschränkung der gemeinsamen Zweckbestimi

mung wird aber möglicherweise ausgeglichen durch eine Viel-

zahl weiterer Verflechtungen°

Festgestellt ist; daß die Verwaltung für beide Werke ge—

meinsam bei der Klägerin geführt wird° Da F M 4
neben

der technischen am■1die kaufmännische Leitung des

Betonwerks innehat, könnte zudem eine gemeinsame kaufmänni—
sche Leitung vorliegen= — Eigenes Personal hat das Betonwerk

nicht„ Es wird von den Gesellschaftern gestellt° Das Vor-

bringen der Klägerin spricht außerdem dafür, daß das Perso-

nal überwiegend von der Klägerin gestellt wird und je nach
Bedarf wieder im Baugeschäft tätig wird, so daß man von
einer im wesentlichen einheitlichen Belegschaft ausgehen

könnte° Eine weitere Verbindung könnte darin liegen‚ daß

auch technische Einrihtungen (ZGB° Lastwagen für die Mate—
rialanfuhr) von der Klägerin gestellt werden und andere Ar-

beiten (zoBo technische Wartungsarbeiten) von ihr mit ausge—
führt werden„‚ }

Hierzu wird das LSG ebenfalls noch weitere Feststellungen

treffen müssen°

was die räumliche Entfernung zwischen dem Betonwerk und
‘dem Baubetrieb der Klägerin betrifft, so steht diese der
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Annahme eines einheitlichen Betriebes grundsätzlich nicht

entgegen° Der Senat hat zwar in der bereits zitierten Ent—

scheidung (B8GE 54, 420) darauf hingewiesen, daß immer
noch verbreitet von der grundsätzlichen Entscheidung'Nr°

4056 des Reichsversichérungsamtes vom 7„ November 1950

(AN 1951, IV 195) ausgegangen wird, wonach in Anlehnung an
die damalige Vorschrift des 5 9 des Betriebsrätegesetzes

nur diejenigen Anlagen einem Betrieb zuzurechnen seien,
die sich innerhalb derselben Gemeinde oder in nahe beiein—

anderliegenden wirtschaftlich zusammenhängenden Gemeinden

befinden° Der Senat hat jedoch in seiner Entscheidung

nicht mehr diese enge Begrenzung aufrechterhalten, sondern

darauf abgestellt, ob die beiden interessierenden Produk—
tionsstätten Üräumlich weit" voneinander entfernt sind„

Dadurch wird dem Umstand Rechnung getragen, daß sich Gemein—

degrenzen, ebenso wie die allgemeinen wirtschaftlichen

Verflechtungen von Gemeinden, nach anderen Kriterien und

Gesetzen richten als diejenigen, die für die Zusammengehö—

rigkeit von Betrieben (speziell von Baubetrieben) Bedeu—

tung haben° Im Verhältnis zwischen einem Transportbetonwerk

und einem Baubetrieb ist außerdem zu berücksichtigen, daß

für das Zusammenwirken weniger die Entfernung zwischen
dem Betrieb58itz der Baufirma und dem Betonwerk als viel—

mehr die Entfernung zwischen dem Betonwerk und den einzel—

nen Baustellen von Bedeutung ist,) Insoweit sind die je—

weiligen Verhältnisse im Einzelfall von entscheidender Be-

deutung° Generell kann nur soviel gesagt werden, daß die

Entfernung dann als weit anzusehen sein wird, wenn die

vorhandenen technischen Möglichkeiten es nicht mehr er—
lauben, die für die Betriebszusammengehörigkeit notwendi—

ge enge technisch—organisatorische Zusammenarbeit auf—

rechtzuerhalten° Dies wird bei einem Transportbetonwerk

kaum in Betracht kommen, weil hier schon von» er Herstel-

lungsmethode und der Uirtschaftliohkeit her enge tech—

nisch—organisatorische Grenzen gesetzt sind„
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Müssen nach dem Ergebnis der Feststellungen der Baubetrieb

der Klägerin und das Betonwerk als Teile eines einheitli—

chen Betriebes aufgefaßt werden, so ist dieser als Bau—

betrieb anzusehen, wenn die Errichtung von Bauten dem Ge—

samtbetrieb das Gepräge gibt° Auch hierzu sind vom LSG

noch Feststellungen zu treffen° Sofern sich aus den noch zu

treffenden Feststellungen ergibt, daß es sich hier um einen

einheitlichen Baubetrieb handelt, sind auch noch die not—

wendigen Feststellungen zu 5 143d Abs° 4 Nr° 1 und 2 AVAVG

zu treffen° P

Inwieweit die Weiteren betrieblichen und persönlichen

Voraussetzungen für die Gewährung von SWG vorliegen, wird

das_LSG ebenfalls noch feststellen müsseno Dabei wird es.

zu berücksichtigen haben, daß für die betrieblichen Voraus—
setzungen nach @ 145e AVAVG die Witterungsverhältnisse im

Betonwerk maßgeblich sind„ Ausschließlich durch witterungs—

bedingte Gründe (@ 445e Abs° 1 Nr„ 1 AVAVG) tritt der Ar—
beitsausfall nur dann ein, wenn die Tätigkeit am jeweiligen'

Arbeitsplatz unmittelbar betroffen isto Wird hingegen le-

diglich eine andere Arbeit witterungsbedingt unmöglich, die

technisbh die Voraussetzungen für das Weiterarbeiten'im_

Transportbetonwerk darstellt, so sind unmittelbar die tech—

nischen Gründe und nicht die Witterung die Ursachen des

Arbeitsausfalls (vgl° BSGE24, 58, 64)„ Die Unmöglichkeit,
aus zwingenden witterungsbedingten Gründen Beton auf einer

' Baustelle zu verbauen‚ ist somit für das Transportbetonwerk

kein Arbeitsausfall im Sinne des @ 445e Abs° 4 Nr° 1 AVAVG°
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Nach allem ist das angefochtene Urteil aufzuheben und

die Sache an das LSG zurückzuverweisen° Uber die Kosten

des Revisionsverfahrens hat das LSG bei seiner ab—

schließenden Entscheidung mit zu befinden°
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